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Bundesamt für das Personalmanagement     Eingangsvermerk 
der Bundeswehr 
Referat VII 2.3 
Wilhelm-Raabe-Straße 46 
40470 Düsseldorf 
 
 

 R008 
 

Versorgung nach dem Dritten Teil Abschnitt I Soldatenversorgungsgesetz (SVG) 
in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
 
 

Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers/Dienstherren 
 
 

für das Jahr:     
 
1 Angaben zur Person 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   

Name Vorname (Rufname) 

  
Namenszusatz (z.B.: Freifrau, Graf ) Vorsatzwort zum Namen (z.B.: von van) Titel (z.B.: Prof. Dr. med.) 
   
Geburtsname Geburtsdatum 

         
Straße, Hausnummer Telefonisch erreichbar tagsüber (Angabe freiwillig) 

  
Adresszusatz Fax (Angabe freiwillig) 

  
Postleitzahl Wohnort 

      

Familienstand:  ledig  geschieden  verheiratet Anzahl Kinder:  

Die unter 1 genannte Person ist bei uns beschäftigt: 
  vom  

  unbefristet   
  vom - bis  

  befristet   

Ausfallzeiten wegen Krankheit etc. :  
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Ansprechpartner für Rückfragen Ort, Datum Firmenstempel/Dienstsiegel 
   

Telefonnummer Unterschrift  
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  Zu Ihrer Information.             Bitte nicht zurückschicken! 

 
 

 
 
 
Rechtliche Grundlagen 
 

Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) 
 

§ 98 Auskunftspflicht des Arbeitgebers 

(1) Soweit es in der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung im Einzelfall für die 
Erbringung von Sozialleistungen erforderlich ist, hat der Arbeitgeber auf Verlangen dem Leistungsträger 
oder der zuständigen Einzugsstelle Auskunft über die Art und Dauer der Beschäftigung, den 
Beschäftigungsort und das Arbeitsentgelt zu erteilen. Wegen der Entrichtung von Beiträgen hat der 
Arbeitgeber auf Verlangen über alle Tatsachen Auskunft zu erteilen, die für die Erhebung der Beiträge 
notwendig sind. Der Arbeitgeber hat auf Verlangen die Geschäftsbücher, Listen oder andere Unterlagen, 
aus denen die Angaben über die Beschäftigung hervorgehen, während der Betriebszeit nach seiner Wahl 
den in Satz 1 bezeichneten Stellen entweder in deren oder in seinen eigenen Geschäftsräumen zur 
Einsicht vorzulegen. Das Wahlrecht nach Satz 3 entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den 
Geschäftsräumen des Arbeitgebers gerechtfertigt erscheinen lassen. Satz 4 gilt nicht gegenüber 
Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes. Die Sätze 2 bis 5 gelten auch für Stellen im Sinne des § 28p Abs. 
6 des Vierten Buches. 

(1a) Soweit die Träger der Rentenversicherung nach § 28p des Vierten Buches prüfberechtigt sind, 
bestehen die Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 3 bis 6 gegenüber den Einzugsstellen wegen der 
Entrichtung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags nicht; die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 
besteht gegenüber den Einzugsstellen nur im Einzelfall. 

(2) Wird die Auskunft wegen der Erbringung von Sozialleistungen verlangt, gilt § 65 Abs. 1 des Ersten 
Buches entsprechend. Auskünfte auf Fragen, deren Beantwortung dem Arbeitgeber selbst oder einer 
ihm nahestehenden Person (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) die Gefahr zuziehen würde, 
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verweigert werden; dem 
Arbeitgeber stehen die in Absatz 1 Satz 6 genannten Stellen gleich. 

(3) Hinsichtlich des Absatzes 1 Satz 2 und 3 sowie des Absatzes 2 stehen einem Arbeitgeber die Personen 
gleich, die wie ein Arbeitgeber Beiträge für eine kraft Gesetzes versicherte Person zu entrichten haben. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere über die Durchführung der in Absatz 1 genannten Mitwirkung bestimmen. 

(5) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig  

1. entgegen Absatz 1 Satz 1 oder 

2. entgegen Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 1 Satz 6 oder Absatz 3, 

eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die 
Leistungsträger, wenn sie wie ein Arbeitgeber Beiträge für eine kraft Gesetzes versicherte Person zu 
entrichten haben. 

 

  



 

R008 -Soziales Entschädigungsrecht- Stand 01.07.2020 Seite 2 von 2 

 

 

Allgemeiner Teil - Erstes Buch Sozialgesetzbuch – (SGB I) 
 

§ 65 Grenzen der Mitwirkung 

(1) Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit  

1. ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genommenen  
     Sozialleistung oder ihrer Erstattung steht oder 

2. ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet werden kann oder 

3. der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der Antragsteller oder  
    Leistungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse selbst beschaffen kann. 

(2) Behandlungen und Untersuchungen,  

1. bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit 
ausgeschlossen werden kann, 

2. die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder 

3. die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeuten, 

können abgelehnt werden. 

(3) Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberechtigten oder ihnen nahestehende Personen (§ 
383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder 
einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verweigert werden. 


